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• Gastarbeiter

• Asylbewerber

• Hochqualifizierte

• Touristen

• Geburt

• Schule und Beruf

• Sprache
• Touristen

• Illegale

• Studenten

• Flüchtlinge

• Ehepartner und 
Kinder Deutscher

• Sprache

• Heimat

• Religion
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• Ausländer
• EU-Bürger
• Drittstaatsangehörige

Staatsangehörigkeit
• Geburt
• Schule und Beruf

1.1. Begriffe klären

• Drittstaatsangehörige
• Asylberechtigte
• Asylbewerber
• Flüchtlinge 
• Inhaber von 

Duldungen

• Schule und Beruf
• Sprache
• Heimat
• Religion

(Eher) keine Rechtsbegriffe:
• Migrant / Migrantin
• Asylanten
• Illegale
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• Einreise und Aufenthalt steht Ausländern nicht frei.
• Ausländer können gezwungen werden, die Bundesrepublik zu 

verlassen oder sich nur an einem bestimmten Ort aufzuhalten.
• Ausländer unterliegen strengeren Vorschriften (z.B. 

Arbeitserlaubnis).Arbeitserlaubnis).
• Ausländer können nicht alle Sozialleistungen in Anspruch nehmen.
• Ausländer genießen nicht den identischen Grundrechtsschutz:

Art. 8, 9, 11, 12, 33 GG gelten nur für Deutsche; 
das allgemeine Persönlichkeitsrecht gilt für alle.
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AufenthaltAufenthaltAufenthaltAufenthalt

BeschäftigungBeschäftigungBeschäftigungBeschäftigung

StaatsangehörigkeitStaatsangehörigkeitStaatsangehörigkeitStaatsangehörigkeit

SozialleistungenSozialleistungenSozialleistungenSozialleistungen
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Sie
• Deutsche Staatsangehörige
• Alleinige elterliche Sorge

Er

• Stammt aus dem Kosovo
• Trennung nach 1 ½ Jahren• Trennung nach 1 ½ Jahren
• Umgangsrecht
• Wohnt und arbeitet in einer anderen Stadt
• Die Aufenthaltserlaubnis läuft ab.

Sie (5 Jahre)

• Deutsche Staatsangehörige
• Alle 2 Wochenenden bei Papa
• Telefonischer Kontakt
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A. Den Sachverhalt feststellen!

B. Rechtliche Bewertung
1. Die Rechtsquellen des 1. Die Rechtsquellen des 

Ausländerrechts
2. Das Aufenthaltsgesetz
3. Die Anspruchsgrundlage
4. Die Entscheidung
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• Herkunftsland

• Name (Identität)

• Gültigkeit des Passes

Ein Blick in den Pass hilft !

• Gültigkeit des Passes

• Aufenthaltstitel (Visum)

• Ein- und Ausreisestempel

• Arbeitserlaubnis

• Aufenthaltsbeschränkung 
(z.B.: Stadtgebiet Aachen)
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• Internationales 
und 
Europarecht

• Grundgesetz

• Menschenrechts-Konvention
• Freizügigkeits-Richtlinie der EU
• Assoziationsabkommen (Türkei)

• Artikel 16a GG: Asylrecht
• Grundgesetz

• Gesetze

• Verordnungen
• Richtlinien

• Artikel 16a GG: Asylrecht
• Artikel 6 GG: Ehe und Familie

• Freizügigkeitsgesetz / EU
• Staatsangehörigkeitsgesetz
• Asylverfahrensgesetz
• Aufenthaltsgesetz

• Aufenthaltsverordnung
• Einbürgerungsrichtlinien



KatHO NRW Aachen Köln Münster Paderborn

• Europarecht

• Grundgesetz

• Richtlinien müssen erst in 
deutsches Recht umgesetzt 
werden.

• Artikel 6 GG: Schutz der Familie
• Grundgesetz

• Gesetze

• Artikel 6 GG: Schutz der Familie
Das Grundrecht gibt keinen 
Anspruch, sondern nur ein 
Abwehrrecht gegen den Staat

• Freizügigkeitsgesetz / EU
• Sonstige Spezialgesetze
• Aufenthaltsgesetz
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!

• Das Aufenthaltsgesetz 
findet nicht auf alle 
Ausländer Anwendung!Ausländer Anwendung!

• Es gilt nicht für:
– EU-Bürger

– Asylbewerber

– Spätaussiedler

– Staatsangehörigkeitsfragen

Prof. Dr. Christof Stock / Katholische Hochschule NRW, Abteilung Aachen Ausländerrecht © 2013 Christof Stock



KatHO NRW Aachen Köln Münster Paderborn

Die Kapitel:
1. Zweck des Gesetzes
2. Einreise und Aufenthalt
3. Förderung der Integration
4. Ordnungsrechtliche 

Vorschriften
5. Beendigung des 

Aufenthalts
6. bis 10 weitere Kapitel
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Einreise und Aufenthalt

• § 3: Passpflicht

• § 4: Aufenthaltstitel
– Niederlassungserlaubnis

– Aufenthaltserlaubnis

• §§ 16 bis 38 Aufenthaltszwecke
– Studium

– Humanitäre Gründe

– Familiäre Gründe
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TitelTitel

ZweckZweckPassPass
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§ 31 Abs. 1 Nr. 1 Aufenthaltsgesetz:

„Die Aufenthaltserlaubnis des Ehegatten wird 

im Falle der Aufhebung der ehelichen im Falle der Aufhebung der ehelichen 
Lebensgemeinschaft

als eigenständiges Aufenthaltsrecht verlängert, 

wenn die eheliche Lebensgemeinschaft 

seit mindestens 3 Jahren

rechtmäßig im Bundesgebiet bestanden hat.“
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§ 28 Abs. 1 Satz 4 Aufenthaltsgesetz:

„Die Aufenthaltserlaubnis kann 

dem nichtsorgeberechtigten Elternteil dem nichtsorgeberechtigten Elternteil 
eines minderjährigen Deutschen 

erteilt bzw. verlängert werden, 

wenn die familiäre Gemeinschaft = 
gelebt wird.“
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Was heißt:
„die familiäre Lebensgemeinschaft

(.. ohne Sorgerecht ..) 
leben ?“
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• Bisher: das Umgangsrecht hatte keine Bedeutung
• Kindschaftsrechtsreformgesetz 1997

– Recht beider Eltern auf den Kontakt mit dem Kind
– Recht des Kindes auf den Umgang mit beiden Eltern

• Bundesverfassungsgericht (08.12.2005; 2 BvR 1001/04)
– Es kommt insbesondere auf die Sicht des Kindes an! 
– Tatsächliche Verbundenheit mit beiden Eltern
– Tatsächliche Ausgestaltung der Beziehungen
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1. Der Sachverhalt
Blick in den Pass

2. Die Rechtsquellen2. Die Rechtsquellen
Europarecht, Gesetze, Verordnungen

3. Das Aufenthaltsgesetz
Pass, Titel, Zweck

4. Die Anspruchsgrundlage
Die tatsächlich gelebte Beziehung rechtfertigt 
die Erteilung der Aufenthaltserlaubnis für den 
umgangsberechtigten Vater.
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Aktuelle Beispiele:
1. Können Edward Snowden / Julia Timoschenko in Deutschland 

politisches Asyl erhalten? (Petition Nr. 43198 Deutscher Bundestag)?
2. Haben Homosexuelle Anspruch auf Asyl, wenn ihnen in den 

Herkunftsländern wegen sexueller Handlungen Haftstrafen drohen? 
(EUGH, Urt.v. 07.11.2013 - C-199/12, C-200/12, C201/12)

Gliederung:
1. Was sind die wesentlichen rechtlichen Grundlagen?
2. Wer ist Asylberechtigt? Wer Flüchtling? Was ist subsidiärer Schutz?
3. Wie läuft ein Verfahren auf Anerkennung?
4. Welche Organisationen / Quellen gibt es für die Vertiefung des Themas?

(EUGH, Urt.v. 07.11.2013 - C-199/12, C-200/12, C201/12)
3. Besteht Abschiebeschutz für unbegleitete minderjährige Flüchtlinge aus 

Afghanistan (BVerwG, Urt.v. 13.06.2013 – 10 C 13/12)?
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• Herkunftsland
• Name (Identität)

Ein Blick in den Pass hilft 
– hier nur zum Teil !

• Gültigkeit des Passes
• Aufenthaltstitel (Visum)
• Ein- und Ausreisestempel
• Arbeitserlaubnis
• Aufenthaltsbeschränkung 
(z.B.: Stadtgebiet Aachen)
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Status
• Deutsche Staatsangehörigkeit
• Staatsangehörige der 

Folgen in der BRD
• Volle Grundrechtsfreiheit: u.a. 
Freizügigkeit, Wahlrecht, 
Partizipation an staatlichen 

Gesetze
• Alle bundesdeutschen 
Gesetze• Staatsangehörige der 

Europäischen Union
• Drittstaatsangehörige mit 
Aufenthaltstitel (darunter 
Asylberechtigte)

• Asylbewerber

Partizipation an staatlichen 
Leistungen (z.B. BaföG)

• Volle Grundrechtsfreiheit gilt 
grundsätzlich auch für alle 
EU-Staatsangehörige

• Bei Drittstaatsangehörigen 
nach Status differenzieren

• Starke Einschränkungen!

• Freizügigkeitsgesetz / EU
• Aufenthaltsgesetz; jeweils 
Spezialregelungen in den 
Leistungsgesetzen (z.B. 
BAföG)

• Asylverfahrensgesetz, 
Asylbewerberleistungsgesetz
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Völkerrecht Genfer Flüchtlingskonvention (GFK)

Europäische Ebene Europäische 
Menschenrechtskonvention (EMRK)

Verordnungen / Richtlinien der EU

Verfassungsebene Art. 16a GG: Asylgrundrecht

Bundesebene Aufenthaltsgesetz, 
Asylverfahrensgesetz

Landesebene z.B. Schulpflicht „illegaler Kinder“
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Völkerrecht Genfer Flüchtlingskonvention (GFK)

Europäische Ebene Europäische 
Menschenrechtskonvention (EMRK)

Umsetzung in innerstaatliches 

EU-Richtlinien

EU-Verordnungen

Verfassungsebene Art. 16a GG: Asylgrundrecht

Bundesebene Aufenthaltsgesetz, 
Asylverfahrensgesetz

Landesebene z.B. Schulpflicht „illegaler Kinder“

Umsetzung in innerstaatliches 
Recht erforderlich!
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1951/1967 UN-Sonderkonferenzen
144 Staaten haben ratifiziert
Rechtsgrundlage des Hohen Flüchtlingskommissars (UNHCR)
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Flüchtlinge
Personen, die sich aufgrund einer begründeten Furcht vor Verfolgung 
außerhalb des Staates aufhalten, dessen Staatsangehörigkeit sie 
besitzen, 
sowie Staatenlose, die sich deshalb außerhalb ihres gewöhnlichen sowie Staatenlose, die sich deshalb außerhalb ihres gewöhnlichen 
Aufenthaltsstaates befinden.

Anerkannte Flüchtlinge
Personen, die verfolgt werden wegen
• Rasse 
• Religion 
• Nationalität 
• Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe 
• politische Überzeugung 
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Ziel der Konvention ist ein möglichst einheitlicher Rechtsstatus für Menschen, 
die keinen diplomatischen Schutz ihres Heimatlandes mehr genießen. 

Rechte eines Flüchtlings
Art. 3 GFK: Schutz vor Diskriminierung
Art. 4 GFK: Religionsfreiheit (wie bei Inländern)Art. 4 GFK: Religionsfreiheit (wie bei Inländern)
Art. 16 GFK: Freier Zugang zu den Gerichten
Art. 28 GFK: Reiseausweis für Flüchtlinge
Art. 33 GFK: Non-Refoulement-Prinzip: Rückschiebungsverbot, zumindest so 
lange der Flüchtlingsstatus nicht geklärt ist.

Verfahrensrechte nach der GFK
• Kein internationales Gericht zur Durchsetzung der Rechte vorhanden
• Internationaler Strafgerichtshof von Den Haag: Völkermord, Verbrechen 
gegen die Menschlichkeit, Kriegsverbrechen
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Europarat
1949 gegründet
1953 Inkrafttreten der EMRK
147 Mitgliedstaaten

I. Abschnitt: Menschenrechte
II. Abschnitt: Europäischer 

Gerichtshof für 
Menschenrechte (EGMR), 
Straßburg
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Artikel 1 – Verpflichtung zur Achtung der Menschenrechte 
Artikel 2 – Recht auf Leben 
Artikel 3 – Verbot der Folter 
Artikel 4 – Verbot der Sklaverei und der Zwangsarbeit 
Artikel 5 – Recht auf Freiheit und Sicherheit 
Artikel 6 – Recht auf ein faires Verfahren Artikel 6 – Recht auf ein faires Verfahren 
Artikel 7 – Keine Strafe ohne Gesetz 
Artikel 8 – Recht auf Achtung des Privat- und Familienlebens 
Artikel 9 – Gedanken-, Gewissens- und Religionsfreiheit 
Artikel 10 – Freiheit der Meinungsäußerung 
Artikel 11 – Versammlungs- und Vereinigungsfreiheit 
Artikel 12 – Recht auf Eheschließung 
Artikel 13 – Recht auf wirksame Beschwerde 
Artikel 14 – Diskriminierungsverbot 
Artikel 15 – Abweichen im Notstandsfall 

Prof. Dr. Christof Stock / Katholische Hochschule NRW, Abteilung Aachen Ausländerrecht © 2013 Christof Stock



KatHO NRW Aachen Köln Münster Paderborn

„Die Auslieferung, Ausweisung oder Abschiebung eines Betroffenen in einen 
Staat ist verboten, in welchem ihm Folter, unmenschliche oder erniedrigende 
Behandlung droht“ (EGMR, Urt.v. 25.06.1996 Amuur / France).
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Europäische Union
• 28 Mitgliedstaaten des Staatenbundes
• Legislative

• Europäisches Parlament (Straßburg)
• Europäischer Rat (Regierungschefs und 
Kommission)

• Exekutive: Europäische Kommission, Brüssel
• Judikative: Europäischer Gerichtshof (EUGH), 
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• Judikative: Europäischer Gerichtshof (EUGH), 
Luxemburg

Europäische Rechtsgrundlagen
• Primärrecht
• Vertrag über die Europäische Union (EUV)

• 1992 Maastrichter Vertrag
• 2007 Vertrag von Lissabon

• Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union (AEUV)

• Charta der Grundrechte der EU
• Sekundärrecht: Verordnungen, Richtlinien
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Über 50 Grundrechte-Artikel
1. Titel: Würde des Menschen
2. Titel: Freiheit
3. Titel: Gleichheit
4. Titel: Solidarität
5. Titel: Bürgerrechte
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6. Titel: Justizielle Rechte
7. Titel: „Horizontale Fragen“ (Für alle Grundrechte geltend)

Geltung: innerhalb der EU
• Als separates Primärrecht in Kraft seit 01.12.2009 mit Vertrag von Lissabon
• Ausnahme: Großbritannien und Polen
• Bindung: sämtliche Organe der EU
• Bindung: EU-Mitgliedstaaten, soweit sie europäisches Recht umsetzen
• Keine Bindung: rein innerstaatlicher Sachverhalt 
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Dublin II Verordnung Verordnung (EG) Nr. 343/2003
gilt auch in Norwegen, Island, 
Schweiz

Zuständigkeit in Asylverfahren

Asylverfahrens-RiLi 2005/85/EG Mindeststandards von 
Asylverfahren
EUGH, Urteil vom 6.5.2008 – C-133/06 – teilweise nichtig!
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EUGH, Urteil vom 6.5.2008 – C-133/06 – teilweise nichtig!

Qualifikations-RiLi 2004/83/EG Flüchtlingsbegriff, einheitliche 
Standards

Aufnahme-RiLi 2003/9/EG Soziale Aufnahmebedingungen

Vorübergehender 
Schutz-RiLi

2001/55/EG „Massenzustrom“ und Verteilung 
auf die Mitgliedstaaten
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Inhalt: Klärung der Zuständigkeitsfrage innerhalb der EU

Nicht: Klärung der Asylgründe

• Bei Antrag auf Flüchtlingsschutz, bei Folgeantrag

• Zuständige Behörde: Bundesamt für Migration und Flüchtlinge
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• Zuständige Behörde: Bundesamt für Migration und Flüchtlinge

• Sachverhaltsermittlung / Anhörung

• Aufnahmeersuchen / Wiederaufnahmeersuchen

• Zuständigkeitsbescheid: Zurückweisung des Asylgesuchs als offensichtlich 

unbegründet

• Zustellung des Bescheides: häufig erst mit Abschiebung

• Rechtsschutz fraglich
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Kriterien für die Bestimmung des zuständigen Mitgliedstaates 

1. Begleitete Minderjährige

2. Unbegleitete Minderjährige

3. Familiäre Bindungen mit Flüchtlingen / Asylbewerbern3. Familiäre Bindungen mit Flüchtlingen / Asylbewerbern

4. Erteilung von Aufenthaltstiteln oder Visa

5. Illegale Einreise

6. Luftwegeinreise / Flughafen

7. Ort der Asylantragstellung

8. Familieneinheit
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Ab dem 01.12.2013 gilt ein neues Asylverfahrensgesetz. Es übernimmt 
europäische Vorgaben.

§ 1 AsylVerfG regelt den Anwendungsbereich: 
(1) Dieses Gesetz gilt für Ausländer, die Folgendes beantragen: (1) Dieses Gesetz gilt für Ausländer, die Folgendes beantragen: 
1. Schutz vor politischer Verfolgung nach Artikel 16a Absatz 1 des 

Grundgesetzes oder
2. internationalen Schutz nach der Richtlinie 2011/95/EU des Europäischen 

Parlaments und des Rates vom 13. Dezember 2011 über Normen für die 
Anerkennung von Drittstaatsangehörigen oder Staatenlosen als Personen 
mit Anspruch auf internationalen Schutz, für einen einheitlichen Status 
für Flüchtlinge oder für Personen mit Anrecht auf subsidiären Schutz 
und für den Inhalt des zu gewährenden Schutzes (ABl. L 337 vom 
20.12.2011, S. 9).
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Flüchtlingsbegriff, § 3 AsylVfG neu:

(1) Ein Ausländer ist Flüchtling im Sinne des Abkommens vom 28. Juli 1951 
über die Rechtsstellung der Flüchtlinge (BGBl. 1953 II S. 559, 560), wenn er 
sich sich 
1. aus begründeter Furcht vor Verfolgung wegen seiner Rasse, Religion, 

Nationalität, politischen Überzeugung oder Zugehörigkeit zu einer 
bestimmten sozialen Gruppe

2. außerhalb des Landes (Herkunftsland) befindet, 
a) dessen Staatsangehörigkeit er besitzt und dessen Schutz er nicht in 
Anspruch nehmen kann oder wegen dieser Furcht nicht in Anspruch 
nehmen will oder
b) in dem er als Staatenloser seinen vorherigen gewöhnlichen 
Aufenthalt hatte und in das er nicht zurückkehren kann oder wegen 
dieser Furcht nicht zurückkehren will.
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Verfolgungshandlungen, § 3a AsylVfG neu
(1) Als Verfolgung im Sinne des § 3 Absatz 1 gelten Handlungen, die 
1. auf Grund ihrer Art oder Wiederholung so gravierend sind, dass sie eine schwerwiegende 
Verletzung der grundlegenden Menschenrechte darstellen, insbesondere der Rechte, von 
denen nach Artikel 15 Absatz 2 der Konvention vom 4. November 1950 zum Schutze der 
Menschenrechte und Grundfreiheiten (BGBl. 1952 II S. 685, 953) keine Abweichung zulässig 
ist, oder

2. in einer Kumulierung unterschiedlicher Maßnahmen, einschließlich einer Verletzung der 
Menschenrechte, bestehen, die so gravierend ist, dass eine Person davon in ähnlicher wie 
der in Nummer 1 beschriebenen Weise betroffen ist.der in Nummer 1 beschriebenen Weise betroffen ist.

(2) Als Verfolgung im Sinne des Absatzes 1 können unter anderem die folgenden Handlungen 
gelten: 
1. die Anwendung physischer oder psychischer Gewalt, einschließlich sexueller Gewalt,
2. gesetzliche, administrative, polizeiliche oder justizielle Maßnahmen, die als solche 
diskriminierend sind oder in diskriminierender Weise angewandt werden,

3. unverhältnismäßige oder diskriminierende Strafverfolgung oder Bestrafung,
4. Verweigerung gerichtlichen Rechtsschutzes mit dem Ergebnis einer unverhältnismäßigen 
oder diskriminierenden Bestrafung,

5. Strafverfolgung oder Bestrafung wegen Verweigerung des Militärdienstes in einem Konflikt, 
wenn der Militärdienst Verbrechen oder Handlungen umfassen würde, die unter die 
Ausschlussklauseln des § 3 Absatz 2 fallen,

6. Handlungen, die an die Geschlechtszugehörigkeit anknüpfen oder gegen Kinder gerichtet 
sind.
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Meldung als Asylsuchender

Erstverteilung nach EASY

Meldung in einer Aufnahmeeinrichtung

Asylantragstellung  beim Bundesamt für Migration und Flüchtlinge

Anhörung des AsylbewerbersAnhörung des Asylbewerbers

Entscheidung des BAMF - Rechtliche Gründe

Asylberechtigung (Individuelle politische Verfolgung), Art. 16a GG, § 2 Abs. 1 
AsylVfG, § 25 Abs. 1 AufenthG

Sonstiger Politisch Verfolgter i.S.d. Genfer Flüchtlingskonvention, § 60 Abs. 1 
AufenthG, § 3 AsylVfG

Bestehen von Abschiebeverboten in das Herkunftsland (Subsidiärer Schutz), § 60 
Abs. 2 bis 7 AufenthG, §§ 1 Abs. 1, 24 Abs. 2 AsylVfG

Prof. Dr. Christof Stock / Katholische Hochschule NRW, Abteilung Aachen Ausländerrecht © 2013 Christof Stock
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9. Flüchtlingsschutz in der BRD
AufenthG Tatbestand Inhalt, 

Zuständigkeit
Aufenthaltstitel Familiennachzug Arbeitsmarkt-

zugang
22, 23, 23a Aufnahme aus 

dem Ausland
Aufnahme von Gruppen, 
z.B. Kosovo-Albaner

Bund, Land: 

AE, nach 7 J. kann 
NE erteilt werden

Eingeschränkt, aus 
völkerrechtlichen oder 
humanitären Gründen

Zunächst 
nachrangig, 

spätestens nach 3 J 
gleichrangig

24 Vorübergehender 
Schutz

EU-Rat / Bund / Länder AE, nach 7 J. kann 
NE erteilt werden

eingeschränkt Zunächst 
nachrangig, 

spätestens nach 3 J 
gleichrangig

25 Abs. 1 Asylberechtigte Schutz vor individueller 
staatlicher Verfolgung, BAMF

AE, nach 3 J NE Privilegierter 
Familiennachzug, 
Familienasyl, 

Sofort gleichrangig

25 Abs. 2, 
60 Abs. 1

GFK-Flüchtlinge Schutz vor nichtstaatlicher 
Verfolgung, BAMF

Prof. Dr. Christof Stock / Katholische Hochschule NRW, Abteilung Aachen Flüchtlingspolitik © 2011 Christof Stock

60 Abs. 1 Verfolgung, BAMF

25 Abs. 3, 
60 Abs. 2

Subsidiärer
Schutz

Abschiebeverbot wegen Gefahr 
der Folter, Todesstrafe, Gefahr 

für Leib und Leben 
(Bürgerkrieg), BAMF

AE, nach 7 J. kann 
NE erteilt werden

Eingeschränkt, aus 
völkerrechtlichen oder 
humanitären Gründen

Zunächst 
nachrangig, 

spätestens nach 3 J 
gleichrangig

25 Abs. 4 Vorübergehender
Aufenthalt

Ausländeramt Nicht zugelassen

104a Altfallregelung Ausländeramt AE bei 
eigenständiger 
Sicherung des 
Lebensunterhalts

Eingeschränkt, aus 
völkerrechtlichen oder 
humanitären Gründen

gleichrangig

60a Duldung Ausländeramt Nein, 
Einschränkung 
bezgl. des 
Wohnsitzes

Nicht zugelassen Nach 1 J Wartezeit 
nachrangig, 

spätestens nach 4 J 
gleichrangig
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10. Internet-Zugänge

http://auslaender-
asyl.dav.de/ana_zar.html

Deutscher Anwaltverein, Arbeitsgemeinschaft für Ausländer- und Asylrecht, 
Anwaltsnachrichten  als Anhang zur ZAR, Zeitschrift für Ausländer- und Asylrecht

www.asyl.net Informationsverbund Asyl & Migration

www.aufenthaltstitel.de Private Homepage

http://www.migrationsrecht.net/ Betreiber: Dr. Klaus Dienelt, Richter am Verwaltungsgericht Darmstadt

http://www.ecoi.net/ European Country of Origin Information Network: hervorragende Länderauskünfte

http://www.unhcr.de/ UN Refugee Agency

http://eur-lex.europa.eu/de/index.htm Zugang zum EU-Recht

http://curia.europa.eu/jurisp/cgi-
bin/form.pl?lang=de

Zugang zum EUGH

http://www.coe.int/T/D/Menschenrecht
sgerichtshof/

Zugang zum EGMR

http://www.ecre.org/ European Council on Refugees and Exiles (ECRE) is a pan-European network of 
non-governmental organisations, concerned with the needs of all individuals seeking 
refuge and protection within Europe.

http://www.integration-in-
deutschland.de/

Seite des Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge

Prof. Dr. Christof Stock / Katholische Hochschule NRW, Abteilung Aachen Ausländerrecht © 2013 Christof Stock
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11. Verwendete Quellen

EUGH, Urt.v. 28.04.2011 - C-61/11 PPU (Dridi) -: Keine Strafhaft für Illegale, die der Anordnung nicht folgen, das Staatsgebiet zu 
verlassen, 

Fischer-Lescano, Andreas /  Löhr, Tobias: Menschen- und flüchtlingsrechtlicher Anforderungen an Maßnahmen der Grenzkontrolle auf 

See. 2007

Hailbronner, Kay: Das Grundrecht auf Asyl - unverzichtbarer Bestandteil der grundgesetzlichen Wertordnung, historisches Relikt oder 
gemeinschaftswidrig?; ZAR  2009, (11/12), 369 ff.

Hofmann, Rainer: Schändlicher Umgang mit Flüchtlingskind: Zwei Entscheidungen zu unbegleiteten Minderjährigen; ANA-ZAR  2010, (4), 
32

Parusel: Unbegleitete minderjährige Flüchtlinge - Aufnahme in Deutschland und Perspektiven für die EU; ZAR  2010, (7), 233

Parusel, Bernd: Europäische und nationale Formen der Schutzgewährung in Deutschland. 2009

Pro Asyl: Flüchtlinge im Verschiebebahnhof EU - Die EU-Zuständigkeitsverordnung Dublin II. 2008

VG Frankfurt, Beschl. v. 11.03.2011 - 7 L 702/11.A - : Aussetzung der Überstellungeiner iranischen Familie nach Polen wegen möglicher 
posttraumatischer Belastungsstörung, ANA-ZAR Nr. 1456

VG Hannover, Beschl.v. 12.05.2011 Einstweiler Rechtsschutz einer syrischen Staatsangehörigen gegen die Überstellung nach Italien,

Wippermann, Carsten ; Flaig, Berthold Bobo: Lebenswelten von Migrantinnen und Migranten; APuZ 2009, 3-11
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Terre des Hommes

Bundesinnenministerium

Bundesinnenministerium

Bundesverfassungsgericht, 2. Senat


